
Pur das Nachschlagewerk1 Ja
Für die Fachpresse* Ja
Für die amtliche Sammlung* Nein
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Gesetz BGB § 242 Ruhegehalt - Beamtenversorgung, Bayer»
Besoldungsgesetz (BayBesG) 1 » d* F. vom 16» Juli 196 
(GVB1 „ So 157) und vom 29» Mai 1970 (GVB1. S» 2o1) 
Art 54, ArbGG § 11, TVG § 2

Leitsätze
1« Der Angestellte einer Anstalt des öffentlichen 

Rechts in Bayern, der kraft Arbeitsvertrages in 
seinen Gehalts- und m  seinon Versorgungsbeziigen 
wie ein bayerischer Staatsbeamter behandelt wird, 
hat gemäß Art» 34 BayßesG Anspruch auf 'Versor- 
gungsbezuge aus dem ersten Beförderungsamt seiner 
Laufbahn (z» B» BesGr» A 6), wenn er m  dem Ein­
gang samt der Laufbahn (z, B» BesGr» A 5) in den 
Ruhestand getreten ist (Bestätigung des Urteils 
vom 14» Juli 1970 - 3 AZR 410/69 - AP Nr» 1 zu 
§ 242 BGB Ruhegehalt - Beamtenversorgung)» Das 
gilt auch, wenn der Angestellte besoldungsmaßig 
ursprünglich einer niedrigeren Laufbahngruppe 
(Zo B» dem einfachen Dienst) angehort hat und 
unter sinngemäß gleichartigen Voraussetzungen wie 
ein Beamter m  die höhere Laufbahngruppe (z„ B» 
den mittleren Dienst, BesGr» A 5) "auf gestiegen" 
ist

2» Vor dem Landesarbeitsgericht ist ein Frozeßver- 
treter der in § 11 Abs 2 Satz 2 ArbGG genannten 
Arbeitgeberverbande''Oder ihrer Zusammenschlüsse 
auch dann oostulationsfahig, wenn das Veroanas- 
mitglied, für das er den Rechtsstreit fuhrt, nur 
wegen eines Betriebsteiles dem Verband angenort 
und der Rechtsstreit - von der Person und dem 
Arbeitsplatz des Arbeitnehmers her gesehen - mit 
diesem Betriebstell nichts zu tun hat

Aktenzeichen 5 AZR 477/69
Urteil des BAG vom 20 November 1970 LAG Bayern
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Sa 603/68 Bayern
erkundet am 
lO. November 1970
ez Brandt, ^gestellte 
ils Urkundsbeamter 
er Geschäftsstelle

IwWnmVI w B M B  ■

In Sachen

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgm&d 
der mündlichen Verhandlung vom 20 November 1970 durch 
den Senatsprasidenten Professor Dre Stumpf , die Bundes­
richterin Professorin Dr„ Hilge» und den Bundesrichte/1 
Dre Gtonmger sowie die Bundes arbeitsricht er Peters- 
dorff und Dr0 Martin für Recht eikannt

1 Auf die Revision des Klagers wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Bayern vom 25« Juli 
1969 - 4- Sa 603/68 - aufgehoben

2 Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an aas Landesarbeibsgericht zuruckverwiesen.

V o n  P e c h t s  w e g e n  1
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Tatbestand

Der im Jahre 1901 geborene Klager war nach Abschluß 
der Volksschule und vierjähriger Lehre als Optiker zwei 
Jahre als Optikergehilfe tätig. Im Frühjahr 1926 trat er 
als Iluseumswart in ein Arbeitsverhaltnis zum beklagten 
Museum, einer Anstalt des öffentlichen Rechts, Er wurde 
als Museumsaufscher verwendet.

Seine Vergütung richtete sich von Anfang an nach der 
Besoldungsregelung der bayerischen Staatsbeamten Er erhielt 
ursprünglich Vergütung nach der Beamten-BesoIdungsgruppe 
(BesGr,) A 1, (Diese wie auch die späteren Angaben über die 
Besoldungsgruppe dos Klagers werden m  diesem Urteil nicht 
nach den seinerzeit maßgebenden Merkmalen s sondoun nach den 
entsprechenden, se± 1, Juli 1968 aufgrund des 1, Bayer 
Besoldungsneuregelungsgesetzes vom 12, Juli 1968 [GVB1 S,
215] m  Bayern geltenden heutigen Merkmalen bezeichnet,)
Am 1, April 1945 ruckte er in die BesGr, A 3 und am 1, Januar 
1956 m  die BesGr, A 5 auf. Zum 50 Juni 1965 trat er in den 
Ruhestand,

Aufgrund emzelvertraglicher Vereinbarung hat der Klager 
gegen die Beklagte Versorgungsanspruche nach den jeweils für 
Beamte auf Lebenszeit des bayerischen Staates geltenden beamten- 
rechtlichen Bestimmuif&eno Dementsprechend gewahrte ihm die 
Beklagte seit 1, Juli 1965 Ruhegeld auf der Grundlage der 
Beamtenbezuge der BesGr A 5,

Der Klager meint, ihm stunden seit 1 Januar 1966 Versor- 
gungsbezuge aus der BesGr, A 6 zu, und hat sich dafür auf 
Art 54 des Bayer Besoldungsgesetzes (BayBesG) m  der Fassung 
vom 16 Juli 1965 (GVB1 S 15V) berufen. Dort ist unter dezy 
Abschnittsubeischnft 'Anpassung der Versorgungsbezuge" - 
auszugsweise - folgendes bestimmt

"(1) Liegt den ruhegehaitfahigen Dienstbezugen ein Grundgehalt nach den Besoldungsgruppen AI, A 2, A 5,
A 9 a ü 13 zugrunde, hat sich der Beamte bei Eintritt; 
des Versorgungsfalles m  dem Eingangsamt seiner Lauf­
bahngruppe befunden und ist m  seiner Laufoahn ein 
Beforaerungsamt m  der nacnsthoheren BesoldungsgruppeP
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bei Beamten der Besoldungsgruppe A 13, ein Be- 125 forderungsamt, in der Besoldungsgruppe A 14 vor­
gesehen, so tritt an die Stelle des bisherigen Grundgehaltes^

bei einem Beamten der Besoldungsgruppe A 5, der eine planmäßige Dienstzeit von mindestens drei 
Jahren abgeleistet hat, das Grundgehalt der Be­
soldungsgruppe A 6,

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung
a) bei prufungsfreiem Aufstieg m  die höhere 

Laufbahngruppe f
b) bei Ämtern, die durch SonderÜberleitung 

(Anlage III Kr 2) strukturell angehoben wurden,c) bei Ämtern, bei denen sich die Zuordnung zu einer 
Besoldungsgruppe in der Zeit vom 1 April 1957 bis 1. Januar 1966 verändert hat*'

Art 54 BayBesG ist durch das Zweite Gesetz zur Neu­
regelung des Bayerischen Besoldungsrechts (2. BayBesNG) 
vom 29o Mai 1970 (GVB1 S 201) erneut geändert worden und 
gilt seit I» April 1969 - auszugsweise - m  folgender
Fassung

"(1) Liegt den ruhegehaltfähigen Dienstbezugen ein Grundgehalt nach den Besoldungsgruppen A I, A 2, A 5.A 9, A 15 zugrunde und hat sich der Beamte hei Eintritt 
des Versorgungsfalles im Eingangsamt seiner Laufbahn­gruppe befunden, so tutt an die Stelle des bisherigen 
Grundgehaltes

hei einem Beamten der Besoldungsgruppe A 5, der seit der Anstellung eine Dienstzeit von zwei Jahren in der 
Laufbahngruppe des mittleren Dienstes abgele^et hat, 
das Grundgehalt der Besoldungsgruppe A 6,

Satz 1 gilt auch für Aufstiegsbeamte, an die Stelle des Zeitpunkts der Anstellung tritt der Zeitpunkt des Aufstiegs m  die höhere Laufhahn0
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung

a) bei Ämtern, die durch Sonderuberleitung strukturell 
angehoben wurden,

b) bei Ämtern, bei denen sich die Zuordnung zu einer 
Besoldungsgruppe m  der Zeit vom 1. April 1957 bis 1„ August 197Ö verändert hat "
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Der Klager bittet um Feststellung, daß die Beklagte 

verpflichtet ist, ihm vom 1, Januar 1966 an eine Versorgung 
nach, dem Grundgehalt der BesGr Ä 6 BayBesG zu gewahren 
Dem ist die Beklagte entgegengetreten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage (mit Zahlungsbeginn 
am 1 Juli 1965» den der Klager nachträglich auf den 
1 Januar 1966 geändert hat) stattgegeben Das Landes- 
arbcitsgencht hat die Klage abgewiesen, Hiergegen richtet 
sich die Revision des Klagers,

Entscheide ng sgrtmd e_

I Die Revision macht vergeblich geltend, schon die 
Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Arbeitsgerichts 
sei unzulässig gewesen, deshalb müsse die erstinstanzliche 
Entscheidung bestätigt werden
1 Die Berufung ist durch den Syndikus (Geschäftsführer) 
der Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen Jjandesmnungsver- 
bande eingelegt und begründet worden. Die Arbeitsgemein­
schaft ist ein Zusammenschluß der LandesInnungsverbande, die 
ihrerseits gemäß § 79 HandwO Handwerksmnungen im Sinne der
§§ 52 ffo HandwO zusammenfassen Das beklagte Museum unterhalt 
fui die anfallenden handwerklichen Arbeiten eine ganze Reine 
von Veikstatten, u. a eine Schreinerei, eine Schlosserei 
und eine Buchbinderei, und ist wegen dieser handwerklichen 
Betriebsteile Mitglied m  mehreren fachlich zuständigen 
Handwerksinnungen, Der Klager war nach der Darstellung der 
Revision, die hier als richtig unterstellt werden kann, b^s 
zum Eintritt in den Ruhestand nicht in einem solchen nand- 
werklichen Betriebsteil, sondern im eigentlichen Museums­
dienst beschäftigt,
2 Aus diesem Sachverhalt leitet die Revision her, da 2
der zweitinstanzliche Prozeßbevollmaehtigte der Beklagten nicht 
oostulatiomsfahig gewesen sei Pur die Zulassung von Verbands- 
vo-tiebcra vor dem Landesarbeitsgericht müsse entscnejdend 
auf das Tarifrecht abgestellt werden. Pur den eigentlicher
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Museumsbetrieb der beklagten Anstalt des öffentlichen 
Rechts fehle die Tarifanstandiglut einer Handwerks­
innung oder deren Zusammenschlüsse hie Mitgliedschaft 
der Beklagten bei verschiedenen Handwerksinnungen gelte 
nur für die jeweiligen handwerklichen Betriebstelle *
Bei prozessualen Auseinandersetzungen außerhalb dieses 
Bereichs sei der Prozeßvertreter einer Innung oder 
eines Innungsverbandes nicht zugelassen«,
3 hie Voraussetzungen für die Zulassung von Verbands- 
vertrctern vor dem Landesarbeitsgericht sind in § 11 
Abs 2 Satz 2 ArbGG genannt Zugelasscn sind - auf 
der hier allem interessierenden Arbeitgeberseite - 
1,1Vertreter von Vereinigungen von Arbeitgebern oder von 
Zusammenschlüssen solcher Verbände, die kraft Satzung 
oder Vollmacht zur Vertretung befugt sind" Außerdem 
muß die vertretene Prozeßpartei Mitglied des Verbandes 
usw. sein Alle diese Voraussetzungen sind, wenn auf den 
Cesetzeswortlaut abgestellt wird, hier erfüllt«, 
a) hie Handwerks Innung als die Ausgangsorgamsation 
der hier m  Rede stehenden Arbeitsgemeinschaft ist gemäß 
§ 52 Abs«, 1 HanawO der freiwillige Zusammenschluß selb­
ständiger Handwerker gleicher oder verwandter Fachrich­
tungen, die dann, \enn sie Gesellen und andere Personen 
m  abhängiger Arbeit beschäftigen, Arbeitgeoer sind. Als 
Arbeitgebervereinigung wird der Zusammenschluß xm arboits- 
rechtlichen Bereich und damit auch ist Rahmen des § 11 
Abs 2 Satz 2 ArbGG nur anerkannt, wenn er tanffähig ist 
(vgl für den entsprechenden Pall einer Gewerkschaft BAG 4, 
351 [3^2 f ] « A P  Nr. 11 zu §11 ArbGG 1953 und die dortige 
auch auf den Begriff der Arbeitgebcrvoremigung eingenende 
Anmerkung von Buhrig [zu 2]) hie Hanawerksinnungen sind, 
wie sich aus § 54 Abs. 3 Nr. 1 HandwO ergiot, tanf fähig 
(vgl auch BVerfGE 20, 312 = AP Nr. 24 zu § 2 TVG) Desnalb 
sind sie Arbeitgebervereinigungen xm Sinne des § 11 Abs. 2 
Satz 2 ArbGC (so schon BAG 10«, 242 [243] - AP Nr 12 zu 
§ 11 ArbGG 1953 sowie AP Nr 26 zu § '’1 ArbGG 1953)

6
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Der Landesinnungsverband ist gemäß § 79 Abs«, 1 HandwO 
der Zusammenschluß von Handwerksinnungen gleicher oder ver­
wandter Fachrichtungen auf Landesebene«. Da auch er, wie § 82 
Nr 3 HandwO ergibt, tariffähig ist, stellt er sich als ein 
Zusammenschluß von Arbeitgebervereinigungen im Sinne des § 11 
Abs 2 Satz 2 ArbGG und als sog Spitzenorganisation auf 
fachlicher Grundlage im Sinne des § 2 Abs 2 bis 4 TVG dar«,

Die Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen Landesmnungs- 
verbande ist ein uberfachlicher Zusammenschluß dieser Verbände, 
also eine Spitzenorganisation von Spitzenorganisationen \on 
Arbcitgebervereinigungen Auch eine gemischt-gewerbliche 
Spitzcnorgamsation kann tanffahig sein,wenn die Voraussetzun­
gen des § 2 Abs 2 oder 3 TVG erfüllt sind (Hueck-Nipperdey- 
Stahlhacke, TVG, 4«, AuflOJ § 2 Anm 43) Deshalb ist auch 
die Organisation, als deren Vertreter der zweitinstanzliche 
Proseßbevollmachtigte der Beklagten aufgetreten ist, e m  Zu­
sammenschluß im Sinne des § 11 Abs«, 2 Satz 2 ArbGG 
b) Der zweitinstanzliche Prozeßbevollmachtigte der Beklagten 
war als Geschäftsführer oder Syndikus der genannten Arbeits­
gemeinschaft befugt, die Mitglieder der in den Landesinnungs- 
verbanden zusammengeschlossenen Handwerksinnungen vor dem 
Landesarbeitsgericht zu vertreten, denn der Vertreter der 
Sptf-zenorganisation darf auch das Mitglied eines angeschlossenen 
Verbandes xm Prozeß verteten (BAG AP Nr 25 zu § 11 ArbGG 
1953 [zu IX])
4 Nach dem Wortlaut des § 11 Abs 2 Satz 2 ArbGG konnte 
sich somit die Beklagte als Innungsmitglied von einem Innungs­
veit leter (im weitesten Sinn) iniProzeß vor dem Landesarbeits- 
gcucht vertreten lassen Es bleibt nur die Frage, ob sicr 
aus besonderen Gründen deshalb etwas anderes ergibt, weil im 
vorliegenden Fall der Innungsvertreter nicht mit dem Ange- 
hongen eines handwerklichen Betriebsteiles der Beklagten, 
sondern mit dem Klager einen gewissermaßen fachfremden Prozeß 
zu fuhren hatte Die Überlegungen der Revision zu dieser Frage 
ubeizeugen nicht
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12^a) Grundsätzlich, sind alle von den Koalitionen - dazu 
gehören auch die hier behandelten Organisationen des 
Handwerks - bestellten Prozeßvertreter gemäß § 11 Abs\> 2 
Satz 2 ArbGG vor dem Landesarbeitsgericht (und gemäß 
§11 Abs 1 Satz 1 Halbs 1 ArbGG vor dem Arbeitsgericht) 
postulationsfahig, d, h, fähig, m  eigener Person mit 
Gegner und Gericht im Prozeß wirksam zu verhandeln. Das 
gilt auch dann, wenn das vertretene Verbandsmitglied einen 
Prozeß fuhrt, der für den Vertreter aus der Sicht seines 
Verbandes fachfremd ist.

Die im Arbeitsgerichtsgesetz vollzogene Zulassung 
der GewerkSchafts- und Arbeitgeberverbandsvertreter zur 
Prozeßfuhrung, die schon seit dem Arbeitsgenchtsgesetz 
von 1926 geltendes Hecht ist, beruht erkennbar darauf, 
daß nach tder Vorstellung des Gesetzgebers gewährleistet 
ist, die Koalition werde nur genügend sach- und, rechts­
kundige Personen für diesen Zweck auswahlen, Im Vorder-tgrund der Betrachtungsweise des Gesetzes, das im Arbeits­
gericht sverfahren den zugelassenen Gewerkschafts- und 
Arbeitgeberverbandavertretem eine sonst den Rechtsanwalten 
vorbehaltene Stellung emraumt (vgl, neben § 11 Abs, 1 
Satz 1 und Abs 2 Satz 2 z, B § 11 Abs 3, § 50 Abs, 2,
§ 89 Abs, 1 Satz 2 ArbGG), steht demnach,die Auffassung, 
daß der Vertreter einer Koalition neben der not\endigen 
Sachkunde auf dem Gebiet des Arbeitslebens nicht nur 
Rechtskenntnisse im engeren Bereich seiner Gewerkscnaft 
oder seines Arbeitgeberverbandes, sondern - jedenfalls 
auf dem Gebiet des Arbeitsrechts mit allen seinen Rand­
erscheinungen - umfassende Rechtskenntnisse hat, die ihn 
befähigen, ähnlich wie ein Rechtsanwalt den Prozeß zu 
fuhren
b) Von dem Grundsatz der umfassenden Postulationsfabig- 
keit eines Koalitionsvertreters mag eine Ausnahme hei 
mißbräuchlicher Ausnutzung der gesetzlichen Möglichkeiten 
gelten Davon kann jedoch hier nicht die Rede sein. Die
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beklagte Anstalt betreibt ein der Technik gewidmetes Museum 
und ist m  beträchtlichem Umfang auf handwerkliche Fachkräfte 
angewiesen» Die Prozeßvertretung der Beklagten durch den 
Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft der Bayerischen Landes- 
mnungsverbande war demnach genügend sachbezogen und ins­
gesamt gesehen zulässig*
II In der Sache selbst hat die Revision Erfolg Sie fuhrt 
zur Zuruckverweisung des Rechtsstreits an das Landesarbeits­
gericht, weil die festgestellten Tatsachen für eine ab­
schließende Entscheidung nicht ausreichon 
1 Als Anspruchsgrundlage kommt Art 34 BayBesG i . d F 
vom 16 Juli 1965 (GVB1 S 157) in Betracht Entgegen der 
Ansicht der Beklagten und m  Übereinstimmung mit dem ange­
fochtenen Urteil gilt Art 34 BayBesG jedenfalls sinngemäß 
für die Rechtsbeziehungen der Parteien« Das folgt aus dem 
von Landesarbeitsgericht festgestellten Inhalt des Arbeits*- 
vclträges Danach stehen dem Klager, der bereits wahrend 
seiner aktiven Dienstzeit besoldungsmaßig einem Beamten 
gloichgestellt war, Versorgungsanspruche nach Maßgabe der 
jeweils für Beamte auf Lebenszeit des bayerischen Staates 
geltenden beamtenrechtliehen Bestimmungen zu»

Es sind demnach grundsätzlich alle beamtenrechtlichen 
Voischnften und damit attch Art» 34 BayBeSG über die 
"Anpassung der Versorgungsbezuge" auf den Ruhegeldsnspruch 
des Klagers anwendbar« Eine Ausnahme konnte nur für solche 
Voischnften des Beamtenrechts gelten, deren Anwendung auf 
der Klager als Nichtbeamten sinnwidrig wäre« Soweit dagegen 
emo beamtenrechtliche Vorschrift nicht unmittelbar auf einen 
Nichtbeamten bezogen werden kann, ist sie unter Berackssch- 
tigung der von den Parteien getroffenen Vertragsgestaltung 
entsprechend anzuwenden (Ebenso für eine sinngemäß ähnliche 
Vorschrift des Landesbesoldungsgesetzes von Rnemland-PfeJz,
Uiuoil des Senats vom 14 Juli 1970 - 3 AZR 410/69 - AP Nr 1 
zu § 242 BGB Ruhegehalt - Beamtenversorgung mit insoweit 
zusfcimmenaer Anmerkung von Cnsolli [zu 2] )
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2 Das Landesarbeitsgericht hat den Anspruch, des Klagers 
auf Versorgungsbezuge auf der Grundlage der BesGr. A 6 
(anstatt der ihm gewahrten [niedrigeren] BesGr, A 5) 
daran scheitern lassen, daß der Klager entgegen Art, 34 
Abs. 1 BayBesG bei Eintritt des Versorgungefalles am 
1 Juli 1965 sich nicht im Eingangsamt seiner Laufbahn 
befunden habe Es hat wohl berücksichtigt, daß der Klager 
zuletzt Gehalt der BesGr. A 5 bezogen hatte und ein Amt 
dieser Besoldungsgruppe gemäß § 3 Abs. 3 der Verordnung 
über die Laufbahnen der bayerischen Beamten (Laufbahn­
verordnung - LbV) vom 17» Oktober 1962 (GVBl. S. 251)/
5» Juni 1968 (GVBl. S. 160) das Eingangsamt der Laufbahn 
des mittleren Dienstes darstellt. Das Landesarbeitsgericht 
hat aber angenommen, daß der Klager bei seiner Einstufung 
in die BesGr. A 5 in ein Spitzenamt seiner Laufbahn gelangt 
und damit im einfachen Dienst verblieben sei. Diese Be­
gründung berücksichtigt nicht alle rechtlichen Möglich­
keiten.
III. In welcher Weise Art, 34 BayBesG auf den vorliegenden 
Pall anzuwenden ist, ergibt sich aus dem Sinn und Zweck 
der dem Klager erteilten Versorgungszusage, coe den Klager 
wcabgehend wie einen Beamten behandeln sollte 
1, Allem mit dem Hinweis der Revision der Klager sei 
m  der BesGr, A 5 in den Ruhestand getreten und ein Amt 
dieser Gruppe sei^gemaß § 3 Abs. 3 LbV das Eingangsemt 
der Laufbahn des mittleren Dienstes, kann der Streit­
fall nicht gelost werden. Im Beamtenrecht gibt es Lauf­
bahnen, deren Ämter in Besoldungsgruppen hinemreichen^ 
die nach § 3 Abs. 3 LbV regelmäßig zur nächsthöheren 
Laufbahngruppe gehören (sog Verzahnungsstellen), die 
aber gleichwohl zu der Laufbahngruppe des Eingangsamtes 
zahlen Demnach bleibt beispielsweise ein Beamter, der 
seine Laufbahn im einfachen Dienst begonnen hat, aucn denn 
m  der Laufbahngruppe des einfachen Dienstes,wenn er in 
seiner speziellen Laufbahn ein Amt der BesGr A 5 erreicht, 
das nach der Regel des § 3 Abs 3 LbV zum mittleren Dienst
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gehört Es kommt dafür auf die jeweilige Faehlaufbahn an 
(vgl Uelß-Kranz-Niedermaier, Bayerisches Beamtengesetz 
[Stand 1 2. 1969], Art* 20 Erlg« 2 a)
2 Etwas anderes gilt dagegen,wenn der Beamte m  die nächst­
höhere Laufbahn, also Beispiels! eise vom einfachen in den 
mittleren Dienst, im Sinne des Art« 21 Abs 5 BayBG 
(Bayer Beamtengesetz l. d. F. vom 20* Dezember 1966 
[GVB1 1967, 153]) aufgestiegen ist« Ein solcher Aufstiegs­
beamter verlaßt mit dem Aufstieg seine bisherige Laufbahn 
und ruckt m  die nächsthöhere Laufbahn ein Der Zweck der 
AufStiegsregelung liegt darin, einen Beamten nicht in den 
starren Grenzen der Beförderungsraoglichkeiten einer zunächst 
eingcschlagencn Laufbahn festzuhalten, sondern im Sinne 
dos Leistungsprinzips dafür zu sorgen, daß der Beamte m  der 
nächsthöheren Laufbahn weiterkommen kann (vgl* Weiß-Kranz- 
Ni©dermaler, aaO, Art. 21 Erlg* 7)0

Daraus folgt für die Anwendung des Art. 34 BayBesG, 
daß dort auch die Aufstiegsbeamton erfaßt sind, die im 
Uege aes Aufstiegs m  das Eingangsamt der nächsthöheren 
Laufbahn gelangt sind Das ist zwar ausdrücklich erst m  
Art. 34- Abs. 1 Satz 2 BayBesG 1 d. F vom 29« Mai 1970 
(GVB1 S„ 201) gesagt, war aber dem Sinn der Sache nach 
schon m  der da-vor gültigen und im vorliegenden Fall anzu- 
wendonden Fassung des Art 34 BayBesG enthalten

Der Klageanspruch ist demnach nicht schon deshalb un­
begründet, weil der Klager ■vom Beginn seiner Beschäftigung 
bei der Beklagten an einem Beamten des einfachen Dienstes 
gleichgestellt war Vielmehr ist die Klage dann gerecht­
fertigt, wenn er anläßlich der am 1. Januar 1956 wirksam 
gewordenen Einstufung m  die damalige BesGr A 8 a in die 
Laufbahn des mittleren Dienstes aufgestiegen bzw« einem 
Aufstiegsbeamten gleichgestellt worden ist (Diese Besoldungs­
gruppe erfaßte bereits die Eingangsamter des mittleren D3erstes 
- z B* die Assistenten - und xurde am 1* April 1957 gemäß 
der Anlage III/1 zum Bayer. Besoldungsgesetz vom 14a Juni 
1958 - GVB1 S. 101 - m  die neue BesGr. A 5 [Eingangsamt 
des mittleren Dienstes] ubergeleitet )
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5 Es bleibt die Frage, welche Merkmale gegeben sein 
müssen, wenn ein Arbeitnehmer, der besoldungsmaßig wie 
ein Beamter behandelt wird, wie ein Aufstiegsbeamter 
angesehen werden soll
a) Für rdie ̂ a g e n  bestehen verhältnismäßig klare 
Regelungeno Sie müssen grundsätzlich die Befähigung für 
die nächsthöhere Laufbahn haben, die in der Regel durch 
Ablegung der sog« Aufstiegsprufung nachgewiesen wird 
(vgle für den Aufstieg m  den mittleren Bienst § 35 
Abs0 4 LbV)0 Die Aufstiegsprufung kann jedoch gemäß 
Arto 28 Abs« 2 BayBG entfallen, wenn aufgrund einer 
Regelung nach Art.. 19 Absa 2 BayBG m  Verbindung mit
§ 25 Absa 5 LbV für die bestimmte Laufbahn wegen ihrer 
besonderen Verhältnisse keine Anstellungsprufung vorge- 
schrieben ist, sondern andere Anforderungen anstelle 
der Anstellungsprufung bestimmt s m d 0 Fehlt es an einer 
solchen Regelung, dann sind nach der tJbergangsvorschrift 
des § 59 EbV die vom Landespersonalausschuß festgelegten 
Anforderungen maßgebend, Dieser ist gemäß Art« 105 BayBG 
allerdings zur Mitwirkung nur bei der Durchführung beamten- 
lechtlicher Vorschriften berufen»
b) Auf* Arbeitnehmer sind diese Grundsätze nur schwer 
zu übertragen, und zwar deshalb, weil für sie keine dem 
Laufbahnrecht der Beamten entsprechenden Vorschriften 
bestehen Andererseits kann es einem Arbeitgeber des 
öffentlichen Dienstes, der seine Arbeitnehmer hinsichtlich 
aer Vergütung aurch die Einstufung in bestimmte Beamt en-y 
besoldungsgruppen wie Beamte behandelt, nicht verwehrt 
sein, ihhen den "Aufsbieg" wie einem Beamten zu ermöglichen 
und von Fall zu Fall durchZufuhren Da er an das Beamten­
recht nicht gebunden ist, kann er die Regeln für den 
"Aufstieg” selbst bestimmen (Inwieweit er dabei verwal­
tungsint e m  an Weisungen seiner Aufsichtsinstanz gebunden 
ist, kann hier offenbleiben ) Dabei wird noch nicht einmal 
zu verlangen sein, daß solche Regeln nxedergelegt sind. 
Vielmehr wird mit Rücksicht auf die nur sinngemäße Anwen­
dung des Beamtenrechts genügen, wenn der Arbeitgeber erkenn­
bar zum Ausdruck bringt, daß er einen Arbeitnenmer durch
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Aufgruppierung in eine Besoldungsgruppe der nächsthöheren 
Laufbahn im Sinne des Leistungsprinzips aus der bisherigen 
Laufbahn herausheben und damit ähnlich wie einen Beamten 
"aufsteigen” lassen will Dabei sind alle Umstande m  
Betracht zu ziehen, die den Schluß rechtfertigen, der 
Arbeitgeber sei im Emzelfall oder generell so verfahren.

In diesem Zusammenhang kann es schon allgemein eine 
Rollo spielen, wenn der Arbeitgeber bei der Regelung der 
Personalangelegenhelten seiner Bediensteten sich mehr 
oder itfemger weitgehend an das Beamtenrecht anlehnt 
Es wird im Sinne des bei dem Aufstieg eines Beamten in die 
höhere Laufbahngruppe verwirklichten Leistungsprinzips weiter 
darauf ankommen, ob bei dem Arbeitnehmer, der wie ein Auf­
stiegsbeamter behandelt werden soll, ein Wandel m  seiner 
Aufgabenstellung m  der Richtung auf eine gehobenere und 
deshalb hoher zu bewertende Tätigkeit eingetreten ist.
4 Im vorliegenden Pall ist den Peststollungen des Lsnaos- 
arboitsgenchts nicht zu entnehmen, ob Anhaltspunkte dafür 
gegeben sind, die Beklagte habe den Klager bei der Höher­
stufung am 1. Januar 1956 wie einen Aufstiegsbeamten behan­
delt «, Solche Feststellungen sind nachzuholen Deshalb muß 
dei Rechtsstieit an die Vorinstanz zuruckverwiesen werden.
Pur aie Weiterbehandlung der Sache sei auf folgendes hinge­
wiesen
a) Pur die Auffassung des Klagers, daß er mit Wirkung vom 
1 Januar 1956 m  das Eingangsamt der Laufbahn des mittleren 
Dienstes gekommen sei, konnte sprechen, daß zur damaligen 
Seit die generelle Verzahnung der Laufbahnen noch nicht m  
der Weise durchgefuhrt war, daß die Eingangsbesoldungsgruupe 
(das sog. Grundamt) der jeweils höheren Laufbahn (z B 
BesGr A 5 fur Assistenten der verschiedenen Fachrichtungen) 
zugleich die Spitzenbesoldungsgruppe (das sog Spitzeremt) 
der jeweils niedrigeren Laufbahn bildete (z B. BesGr A 5 
fui Oberamtsmeister) und dadurch für die jeweils medrjgerc 
Laufbahn zusätzliche Beförderungsamter geschaffen wurden
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In Bayern sind diese Möglichkeiten zum ersten Mal 
durch das 1. Besoldungsneuregelungsgesetz (Erstes 
Gesetz zur Neuregelung des Bayerischen Besoldungs­
rechts) vom 12 Juli 1968 (GVB1 S 215) mit Wirkung 
vom 1 Juli 1968 eingefuhrt worden (vgl« auch Utt- 
lmger-Maier, Die Besoldung der Bayerischen Beamten,8 Aufl , 
Stand 1» November 1970, Art 5 Erlg 2 Nr, 4),
. Als der Klager am 1 Januar 1956 m  die (jetzige)
BesGr A 5 aufruckte, waren solche Verzahnungsamter 
weitgehend unbekannt Wollte die Beklagte gleichwohl 
für sich in Anspruch nehmen, bei ihr habe es schon um 
das Jahr 1956 eine Verzahnung der Laufbahngruppen derart 
gegeben, daß der Huseumsuart trotz Höherstufung in die 
Eingangsbesoldungsgruppe des mittleren Dienstes im ein­
fachen Dienst (vergleichbar s.nem heutigen Oberamts- 
moister) geblieben sei, dann ware sie dafür darlegungs- 
und im Fall des Bestreitens beweispflichtig, 
b) Zugunsten des Klagers wird das Landesarbeitsgericht 
ferner in Betracht zu ziehen haben, daß die Beklagte 
selbst, wie die m  den Personalakten des Klagers oefind- 
liche und diesem auch mitgetcilte "BDA-Festsetzung" vom 
12, Dezember 1958 anläßlich der "Überleitung von aer 
alten BesGr, A 8 a m  die neue BesGr A 5 ergibt, aus­
drücklich erklärt hat, der Klager sei am 1, Januar 1956 
mit seiner Beförderung m  die alte BesGr A 8 a "aus der 
Laufbahngruppe des einfachen Dienstes m  die Laufbahngruppe 
des mittleren Dienstes aufgestiegen"

Auch wenn eine gleichartige ausdrückliche Erklärung 
bei aer Beförderung am 1 Januar 1956 nicht abgegeben worden 
sein sollte - die Personalakten geben daruoer keinen Auf­
schluß - und die Erklärung -vom 12, Dezember 1958 bei einem 
Nichtbeamten einer anderen rechtlichen Bewertung unterliegt 
als der BD4-Pestsetzungsbescheid bei einem Beamten 5kann nloht 
ubersehen werden, daß die Beklagte sich durch diese Erklärung 
gebunden hat Sie wird aeshalb besondere Umstande darlegen /  
und nötigenfalls beweisen müssen, wenn sie sicn davon 
losen will
v. - 14 -
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c) Sollte sich, die Beklagte weiterhin auf den vom 
Landesarbeitsgericht als Hilfshegrundung angeführten 
Umstand berufen, der Klager sei ohne Prüfung in die 
Eingangsgruppe des mittleren Dienstes aufgestiegen und 
m  diesem Palle finde Art» 54 Abs» 1 BayBesG m  der 
Fassung von 1965 gemäß dessen Abs, 2 Buchst» a keine 
Am cndung, dann konnte dem kein Gewicht beigelegt 
werden» Der Klager war nicht Beamter, sondern Angesbell- 
ter, dementsprechend galten für ihn weder Laufbahn- 
noch Ausbildungs- einschließlich Prüfungsvorschriften, 
wie sie für die Beamten bestehen (vgl oben zu III 3 a)
Wenn die Beklagte ihn wie einen Beamten behandelte und 
ihm den Aufstieg m  die höhere Laufbahngruppe gewahrte, 
dann war es weitgehend ihrem Ermessen uberlassen, m  
welcher Weise sie das Beamtenrecht auf ihn anwandte Wenn 
sic ihn m  den mittleren Dienst aufsteigen ließ, ohne sich 
um das auch damals schon geltende Prufungserfordemis 
(vgl» § 31 der Bayer» Laufbahnverordnung vom 23 Juni 1952? 
GYB1» S» 199 = BayBS III S 279) zu kümmern, so ist dies 
dahin zu verstehen, daß sie das Beamtenrecht - wie dies ja 
auch geboten war - nur sinngemäß angewandt und statt des 
Prüfungserfordermsses sich an andere Merkmale der Befanigung 
für das Aufsteigen m  die höhere Laufbahn gehalten nat»

Im übrigen laßt die Streicnung des Buchst» a in Art 34 
Abs 2 BayBesG m  der Fassung von 1965 durch die Fassung 
des 2» Bayer» Besoldungsneuregelungsgesetzes vom 29o Mai 1970 
(GVB1» S 201) deutlich erkennen, daß dem Prufungserfordernis 
keine Bedeutung zukommt Diese Gesetzesanderung muß, wenn 
sio sinnvoll sein soll, auf acn Zeitpunkt aes Inkrafttretens 
des Art 34 BayBesG m  der Fassung von 1965 zuruckbezogcn 
werden, weil anderenfalls willkürliche Ungle chheitcn em- 
tieten wurden
d) Unter diesen Umstanden kommt es erst m  letzter Linie- 
namlich dann, wenn die vorstehend zu III 4 a und o genannten 
t)boilegungen nicht zum Erfolg aer Klage fuhren - darauf an,
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ob die Höherstufung des Klagers am 1. Januar 1956 von der 
Aufgabenstellung her wie der Aufstieg eines Beamten in 
die höhere Laufbahngruppe zu bewerten ist- Hierzu wird 
das Landesarbeitsgericht auf klaren müssen, m  welche 
Laufbahngruppe die Beklagte Bedienstete nach der Art des 
Klagers (Museumswarter mit abgeschlossener handwerklicher 
Ausbildung) üblicherweise einstuft, ob und welcher Wandel 
m  der Aufgabenstellung (z. B. "Übertragung von Vorgesetzten- 
funktionen, Inanspruchnahme zu schwierigeren Arbeiten z« B. 
unter Ausnutzung seines handwerklichen Könnens) oder m  
sonstiger Hinsicht (z B. besondere Eignung oder Bewahrung 
auch im Zusammenhang mit seiner langen Dienstzeit) vor­
ausgesetzt wird, wenn der Bedienstete in eine Besoldungs­
gruppe der höheren Laufbahngruppe eingestuft wird, und ob 
bei dem Klager die Beförderung am 1. Januar 1956 mit einem 
solchen Wandel m  Zusammenhang gebracht werden kann»

Stellt sich heraus, daß der Klager aus Leistungs­
oder ähnlichen Gründen aus der Reihe sener Kollegen heraus­
gehoben worden™ist, dann wird das Landesarbeitsgericht 
nach aen gesamten Umstanden zu beurteilen haben, ob die 
Heraushebung des Klagers dem Aufstieg eines Beamten des 
einfachen Dienstes m  den mittleren Dienst vergleichbar 
isto Das wird z, B.dann der Fall sem$ wenn durch die Be­
förderung zum Ausdruck gekommen aät, daß die Beklagte an 
den Klager überdurchschnittliche Maßstabe gelegt und er 
diesen genügt hat.
e) Das Yorliegen der übrigen Voraussetzungen des Art. 34- 
BayBesG (Versorgungsbezuge aus der BesGr. A 5j Min^est- 
dienstzeit und Vorhandensein von Beforderungsamtern) hat 
das Landesarbeitsgericht bejaht Insoweit ergeben sich 
keine Besonderheiten.

gez Dr Stumpf Dr Hilger Dr. Groninger

Retersdorff Dr Martin
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